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Bayern in der Zeit der Weimarer Republik:

Grundfragen der inneren Entwicklung und des Verhältnisses zum Reich
Einleitung:

Zeitliche Eingrenzung:

· Beginn mit dem Inkraftsetzen der Weimarer Verfassung am 11. August 1919

· Ende mit der Machtübernahme Hitlers und dessen Gleichschaltung, durch die Bayerische Regierung entmachtet wurde

Die Weimarer Republik ist geprägt 

· Innenpolitisch vom Streben nach Ruhe und Ordnung (nach den Wirren der Revolution) sowie durch das Erstarken rechtsradikaler Parteien und Vereinigungen

· Außenpolitisch (=Verhältnis zum Reich) vom Streben nach Föderalismus und Eigenständigkeit

Fragen:

· Auf welche Weise versuchte man, Ordnung im Freistaat Bayern herzustellen und zu wahren?

· Wie konnten weit rechts stehende Parteien und Organisationen dermaßen erstarken? 

· Ist der bayerischen Regierung eine Schuld daran zu geben?

· Wie wirkte sich die Weimarer Verfassung auf die Selbständigkeit Bayerns aus?
· Wie veränderte sich dadurch Bayerns Verhältnis zum Reich?
1. Bayern unter MSPD-Ministerpräsidenten Hoffmann (1919-1920)

Bayern und die Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919
· Betont föderalistische Interessen Bayerns 

· Nachteilig, dass Bayern gerade im entscheidenden Stadium der Verfassungsverhandlungen in Weimar durch innere Wirren gelähmt war

· Außerdem war die föderalistische BVP bis 31. Mai 1919 in Bayern in der Opposition, SPD und DDP traten für die Schaffung eines deutschen Einheitsstaates ein

· ( Weimarer Verfassung die bisher am wenigsten föderalistische Konstitution der deutschen Geschichte 

· ( die von Bismarck zugestandenen bayerischen Reservat- und Sonderrechte aufgehoben

· Bayern verlor die eigene Bahn und Post, das zu Friedenszeiten unabhängige Heer und die finanzielle Unabhängigkeit 

· Die Weimarer Verfassung machte die Länder zu abhängigen Teilstaaten, zu „Kostgängern des Reiches“, nur noch in wenigen Fragen selbständige Herrschaftsgewalt der Länder

· Artikel 13: „Reichsrecht bricht Landesrecht“ ( enger Rahmen für Arbeit an der bayerischen Verfassung, da den Ländern vieles (Staatsform, Verhältniswahl) vorgeschrieben wurde
Innenpolitische Aufgaben Hoffmanns:
· Nach Beendigung des Bürgerkrieges Ruhe und Ordnung wiederherzustellen

· Die Liquidation der kommunistischen Räterepublik in die Bahnen der Justiz überzuleiten

· Die darniederliegende Wirtschaft wieder anzukurbeln

· Schaffung einer neuen republikanischen und demokratischen Verfassung 

Gründung der Einwohnerwehren:

· Im Mai 1919 Gründung der Einwohnerwehren zur öffentlichen Sicherheit

· Sie sollten unpolitisch sein, wurden aber schon bald von bürgerlichen Parteien getragen, KPD- und USPD-Anhänger nicht aufgenommen

· Bis 1920 Ausbau der Wehren zu einem paramilitärischen Kampfverband unter der Führung des Forstrates Escherisch ( mit 300000 Mann zunehmend ein von konservativ-national eingestellten Kräften beherrschter politischer Faktor

Die bayerische Verfassung vom 14. August 1919

· Die neue Verfassung legte fest, dass die Staatsgewalt von der „Gesamtheit des Volkes“ ausgehe

· Im Gegensatz zur Monarchiezeit verkörperte jetzt nur noch eine Kammer, der Landtag (von allen mindestens 20jährigen bayer. Staatbürgern gewählt), die Legislative 

· Diesem Ein-Kammer-Parlament stand das Gesamtstaatsministerium gegenüber, das vom Landtag gewählt wurde und diesem allein verantwortlich war 

· Im Gegensatz zur Monarchiezeit verzichtete der Staat 1919 auf die Oberhoheit über die Kirchen, mit denen es im 19. Jh. so viel Streit gab

Rücktritt der Regierung Hoffmann
· innere Spannungen zu groß
· Anlass, die Regierung zu stürzen, kam von außerparlamentarischen Kräften
· Hoffmann trat zurück und seine Partei schied aus der Regierung aus

· Ende der Koalition von MSPD, BVP und DDP im März 1920 
2. Die „Ordnungszelle Bayern“ (1920-1924)

Bildung der Regierung Kahr 1920
· Nach dem Ausscheiden der MSPD nun BVP stärkste Partei ( bildete Koalition der nichtsozialistischen Parteien, einschließlich DDP, ohne Mittelpartei

· Ministerpräsident wurde Gustav von Kahr ( Repräsentant der „Ordnungszelle Bayern“

· „Ordnungszelle Bayern“ = ein Bayern, in dem nach den Wirren der Revolutionszeit Ruhe und Ordnung herrschte, in dem starke Einwohnerwehren, Polizei und Reichswehr begünstigt wurden und das eine scharfe Trennungslinie nach links zog

Landtagswahlen vom 6. Juni 1920 und das zweite Kabinett Kahrs (1920-21)
· Starke Polarisierung

· Gewinner der Wahlen waren einerseits die radikalen Linksparteien USPD und KPD und vor allem die bürgerliche Rechte ( BVP nun 39,4% der Stimmen

· Am augenfälligsten war aber der Erfolg der weit rechts stehenden Mittelpartei, die ihren Prozentsatz mit 13,6% statt 5,8% mehr als verdoppeln konnte

· Das zweite Kabinett Kahrs: Kabinett der rechten Mitte (vorher bürgerliche Mitte)
Konflikte Kahrs mit der Reichsregierung

· Gründe für Konflikte

· Bayern akzeptierte nicht die Entmachtung der Länder durch die Weimarer Verfassung

· Noch brisanter die Finanzreform Erzbergers, die 1920 die finanzielle Selbständigkeit der Länder durch Zentralisierung der Finanzhoheit beim Reich zerstörte

· Die BVP löste v.a. wegen Erzbergers Politik die Arbeitsgemeinschaft mit dem Zentrum im Reichstag auf, zog ihren Reichsminister zurück ( isolierte sich dadurch als einzige starke Landespartei im Reich umso mehr 

· Kahrs antisozialistische und einseitig alle rechten Kräfte bevorzugende Innenpolitik

· 1. Konflikt: Auseinandersetzungen, weil Alliierte die Auflösung der Einwohnerwehren forderten ( Kahr wehrte sich, musste sie dann aber doch im Juni 1921 verbieten

· Aber die Bezirksverbände bestanden unter neuem Namen weiter und schlossen sich zu den Vaterländischen Verbänden zusammen 

· 2. Konflikt, als Kahr nach dem Mord an Erzberger durch Rechtsradikale gegen die vom Reichspräsidenten erlassenen Notverordnungen des Reiches die bayerischen Hoheitsrechte betonte und auf Konfrontationskurs ging ( da ihm die BVP die Unterstützung versagte, trat Kahr am 18. Sept. 1921 zurück

Nachfolger Kahrs:  

· Hugo Graf von und zu Lerchenfeld (21.9.1921-2.11.1922)
· Unter Lerchenfeld deutliche Entspannung im Bereich der bayer. Innenpolitik wie auch des Verhältnisses zum Reich

· Er geißelte die „Verwilderung des öffentlichen Lebens“ durch die Nationalsozialisten und warf Hitler vor, sein Gastrecht in Bayern, wo er nur geduldet wurde, zu missbrauchen

· Er erlangte mit der Bundesregierung einen Kompromiss, wonach der Vollzug der Reichsverordnungen in den Händen der Landesbehörden liegen sollte

· Nur wenige Tage später wurde der jüdische Reichsaußenminister Rathenau von Nationalsozialisten ermordet ( erneuter Konflikt mit dem Reich, das am 18. Juli 1922 eine Republikschutz-Verordnung verabschiedete, die Eingriffe in die Justiz- und Polizeirechte der Länder vorsah ( Protest der bayer. Regierung

· Auf dem Parteitag vom 2. Nov. 1922 trat Lerchenfeld zurück, da er die Unterstützung seitens der BVP verloren hatte, auch familiäre Gründe
· Nachfolger: Eugen von Knilling ( keine Veränderungen im Kabinett
Wirtschaftliche Entwicklung: von der Inflation zur Hyperinflation

· In den Jahren 1920/21 relative Stabilisierung der Währung und gemäßigte Inflation ( erleichterte sozialen Frieden und wirtschaftlichen Wiederaufbau ( förderte Export

· Allerdings hatten Reparationszahlungen (v.a. über Kredite finanziert) negative Wirkung auf Währungssystem

· 1921/22 gingen die spekulativen Investitionen des Auslandes in Deutschland zurück, da das Vertrauen in die Reichsmark schwand ( Übergang von Inflation zu Hyperinflation

· Flucht in Sachwerte und Hamster- und Wucherunwesen ( Kleinbürger- und Bürgertum verloren Sparvermögen, die bisherige „Privatrentnerschicht“ wurde proletarisiert
Bayern als Hort der Rechten und Entstehung der NSDAP
· Um Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten, betrieb Bayern eine einseitig gegen links gerichtete, antisozialistische Politik

· Dabei Aufkommen und Gedeihen nationalsozialistischer Bewegungen ( Bayern Tummelplatz weit rechts stehender Persönlichkeiten (Ludendorff, Tirpitz, Hitler)

· 1919 hatte Anton Drexler in München die Deutsche Arbeiterpartei gegründet ( hieß ab 30.9.1920 Nationalsozialistischer Arbeiterverein bzw. –partei

· Erhielt Bedeutung, als Hitler beitrat, der am 29.7.1921 Parteivorsitzender wurde

· Hakenkreuz als Parteiemblem, Unterstützung des „Völkischen Beobachter“, im August 1921 Gründung der SA als Schlägertruppe ( nationalsozialistische Bewegung allmählich politischer Faktor im Lande

· Die NSDAP bekämpfte das parlamentarische System und vertrat nationale wie sozialrevolutionäre Ziele ( antisemitisch, antikapitalistisch und antimarxistisch 

Die Vaterländischen Vereine

· Zur „Vaterländischen Bewegung“ in Bayern gehörten verschiedene Gruppierungen: Mehrere Vaterländische Verbände, SA, Bund Oberland, Reichs(kriegs)flagge u.a.
· Nutznießer der Vaterländischen Bewegung waren die Nationalsozialisten ( gründeten den „Deutschen Kampfbund“ als Vereinigung von SA, Oberland und Reichs(kriegs)flagge und übernahmen die Zeitschrift „Heimatland“ als dessen Organ 
· Hitler wurde politischer Führer des Kampfbundes

· Programm, das sich für den deutschen Einheitsstaat und gegen die Wiederherstellung der Monarchie aussprach ( Überzeugung, dass von Bayern ein befreiender Schlag gegen den Sozialismus und gegen die auswärtigen Feinde ausgehen müsse

· Bayer. Regierung wurde sich ihrer Abhängigkeit von den Verbänden langsam bewusst ( verhängte am 26. Sept. 1923 für Bayern den Ausnahmezustand und bestellte Gustav von Kahr als Generalsstaatskommissar mit umfassenden Vollmachten
· Kahr nannte als Ziel seiner „vaterländischen, nationalen Politik“ die Sammlung aller vaterländischen Kräfte zur Schaffung einer „festen und straffen Staatsautorität“ 
· Reichsregierung beantwortete den Rechtsruck in Bayern mit der Verhängung des militärischen Ausnahmezustands über das ganze Reich und übertrug die vollziehende Gewalt auf den Reichswehrminister Gessler 

· Gessler forderte von Kahr, den „Völkischen Beobachter“ wegen eines beleidigenden Artikels zu verbieten ( Kahr wollte ebenso wenig wie Lossow die Weisungsbefugnis anerkennen
· Als Lossow deswegen ein Abschiedsgesuch einreichen sollte, wähnte sich die bayer. Regierung in ihren Rechten beeinträchtigt ( man beschloss, Lossow mit der Weiterführung der bayerischen Division zu beauftragen
· Die Reichsregierung sah in diesem Vorgehen einen Bruch der Reichsverfassung 
· In einer Besprechung vom 24. Okt. im Wehrkreiskommando gestand Lossow, dass für Bayern nur der Einmarsch nach Berlin und die Ausrufung einer nationalen Diktatur erstrebenswert seien; die Verbände sollten jedoch auf selbständiges Vorgehen verzichten und sich der Reichswehr und Landespolizei unterordnen

Der Hitlerputsch

· Putsch fand am 8. Nov. 1923 auf einer großen „Vaterländischen Kundgebung“ im Münchner Bürgerbräukeller statt

· In Begleitung seines Stoßtrupps betrat er den Saal, gab mit dem Revolver einen Schuss an die Decke und rief die „nationale Revolution“ aus: die bayer. Regierung gestürzt

· Hitler und Ludendorff konnten Kahr, Lossow und Seißer auf ihre Seite bringen 
· Um 2:55 Uhr nachts wiederrief Kahr wieder seine Zusage und telegrafierte, dass sowohl er als auch Lossow und Seißer den Hitlerputsch ablehnten
· Hitler und Ludendorff wollten mit einem Demonstrationszug durch die Stadt die Bevölkerung für sich gewinnen ( Landespolizei versuchte den Zug zu zerschlagen ( Schusswechsel mit Opfern auf beiden Seiten
· Göring entkam, Ludendorff wurde verhaftet, nach einem Verhör aber wieder freigelassen und Hitler wurde festgenommen und ins Landsberger Festungsgefängnis gebracht
· NSDAP, „Oberland“, „Reichskriegsflagge“ und das Freikorps Roßbach wurden umgehend verboten, allerdings auch die völlig unbeteiligte KPD
· Das Vermögen der NSDAP wurde beschlagnahmt
· Die Leitung der NSDAP wich nach Salzburg aus, die der KPD nach Plauen in Sachsen
· Aussöhnung mit dem Reich: Kahr trat zurück, Lossow wurde ersetzt ( Ende Feb. wurde der Ausnahmezustand des Reiches, ein Jahr später das des Freistaat Bayerns aufgehoben
· Von Februar bis März 1924 fand der Hitlerprozess statt ( konnte sich mit rhetorischen Fertigkeiten vom Angeklagten zum Kläger hochstilisieren
· Am 1. April wurden die Urteile gesprochen: Ludendorff wurde freigesprochen, Hitler erhielt die Mindeststrafe von 5 Jahren Festungshaft, die jedoch gesetzeswidrig nach 6 Monaten zur Bewährung ausgesetzt werden konnte ( erschien weniger als Täter denn als idealistisches Opfer
· Seit Juli 1924 diktierte Hitler den ersten Band seines Programmbuches „Mein Kampf“

· Im Dezember 1924 wurde Hitler auf Bewährung entlassen

· Einen Tag später Unterredung mit Ministerpräsident Held: Hitler versprach, keine ungesetzlichen Handlungen mehr zu unternehmen, sondern nur noch den Marxismus zu bekämpfen ( Held hob auf Drängen Gürtners das Verbot der NSDAP und des „Völkischen Beobachters“ auf

· Am 27. Februar 1925 Neugründung der NSDAP 
3. Bayern unter dem BVP-Ministerpräsidenten Held (1924-1933)

Die Forderung nach einem bayerischen Staatspräsidenten
· Ziel der BVP, die Institutionen eines eigenen Staatspräsidenten und einer Zweiten, dem vormaligen Reichsrat entsprechenden Kammer zu schaffen

· ( scheiterte zunächst in der Landtagsabstimmung, dann im Volksbegehren

· BVP hielt trotzdem an ihren Zielen fest, noch zur Jahreswende 1932/33 glaubte ein Großteil der Partei, die Eigenstaatlichkeit Bayerns durch die Ernennung des Kronprinzen Rupprecht zum Staatspräsidenten retten zu können

Wahlen im Frühjahr 1924
· Bei der Landtagswahl waren die Verlierer die BVP (46 Sitze), die SPD, die wieder mit der USPD vereinigt war, und der liberale Block; die Gewinner hingegen war der Völkische Block (23 Sitze), in dem viele Anhänger der verbotenen NSDAP waren, außerdem KPD und die Vereinigte Nationale Rechte (DNVP/Mittelpartei u.a.)

· Reichstagswahlen vom 4. Mai bestätigten diese politisches Konstellation 

· Rücktritt Knillings am folgenden Tag, er wurde Präsident der Staatschuldenverwaltung

Held neuer Ministerpräsident
· Held wurde am 28. Juni 1924 Ministerpräsident sowie Außenminister
· Mit seinem Amtsantritt begann für Bayern eine Periode der Stabilisierung, auch im Verhältnis gegenüber dem Reich 

· Er bekannte sich zur unbedingten Reichstreue und distanzierte sich bewusst von der „Unordnungszelle“, zu der sich Bayern in den letzten Jahren entwickelt hatte

Ringen um eine neue Reichsreform

· Im November 1923 BVP-Antrag im Reichstag nach Revision der Reichsverfassung in föderalistischem Sinne ( nur so könnten die gegenwärtigen Spannungen zw. Bayern und Reich grundlegend und auf Dauer behoben werden

· Im Januar 1924 forderte Bayern von der Reichsregierung die Rückkehr zu den Grundsätzen der Bismarckschen Reichsverfassung ( diese lehnte ab
· Doppelstrategie der bayer. Regierung: Langfristiges Ziel Verfassungsrevision, kurzfristig eine finanzielle Besserstellung der Länder (Das Finanzausgleichsgesetz vom 10. August 1925 eröffnete jedoch dem Reich einen noch stärkeren Eingriff in Länderzuständigkeiten, im April 1927 allerdings doch Entgegenkommen der Reichsregierung
· Die Frage einer Reichsreform solle auf einer eigenen Reich-Länder-Konferenz besprochen werden, die für den 16. Jan. 1928 nach Berlin einberufen wurde

· Ergebnis der Länderkonferenz: „differenzierte Gesamtlösung“, die die Länder in drei Gruppen teilte: 

1. In Norddeutschland sollte der Einheitsstaat verwirklicht werden; Preußen sollte seine Regierung aufs Reich übertragen und seine bisherigen Provinzen als Selbstverwaltungskörper unmittelbar der Reichsverwaltung unterstellen

2. Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden blieb Eigenverwaltung vorbehalten 

3. Die kleineren Länder sollten der Reichsverwaltung zugeführt werden

( Bayern damit nicht einverstanden
( Held teilte dem Ministerrat am 24. Juni 1930 mit, sich nicht mehr an weiteren Verhandlungen beteiligen zu wollen 

Der wirtschaftliche Aufschwung

· Ausbau der Verkehrswege, Häfen und der Wasserkraftwerke zur Energieversorgung 

· Außerdem floss durch Anleihen amerikanisches Kapital in die Wirtschaft und die öffentlichen Kassen ( gewaltiger Auftrieb für Wirtschaft ( Baumaßnahmen

· Reichsregierung nutzte Aufschwung, um Neuwahlen herbeizuführen ( bei Reichstagswahlen am 7. Dez. 1924 konnte sich in Bayern die BVP wieder erholen, während die Völkische Bewegung von 16 auf 5,1 % wieder zurückfiel

Das Konkordat und die Kirchen
· Am 29. März 1924 wurde ein neues Konkordat unterzeichnet, das der Kirche mehr Freiheit gegenüber dem Staat einräumt

· Kabinett Held verbuchte das Konkordat als großen Erfolg im Bemühen um Eigenstaatlichkeit sowie um Versöhnung der Kirchen mit dem republikanischen Staat

Reichspräsidentenwahl 1925 und der Einfluss der Deutschnationalen

· Nach dem Tod Friedrich Eberts im Feb. 1925 wurde am 29. März der neue Reichspräsident gewählt

· Die BVP verweigerte dem Zentrumspolitiker Marx, der ein entschiedener Republikaner war, die Unterstützung und bewirkte als „Zünglein an der Waage“ die Wahl Hindenburgs

Das Wiedererstarken der Nationalsozialisten

· Hitler bemühte sich nach der Neugründung von NSDAP, SA und Nationalsozialistischem Studentenbund die Parteiorganisation auch außerhalb Bayerns auszubauen

· Aus dem früheren „Stoßtrupp Hitler“ ging um die Jahreswende 1925/26 eine „Schutzstaffel“, die SS, hervor, die vorläufig noch in die SA eingegliedert blieb

· Am 5. März 1927 wurde Hitlers bayerisches Redeverbot aufgehoben 
· 4 Tage später triumphaler Auftritt Hitlers vor 7000 Zuhörern im Zirkus Krone

· Im August 27 veranstaltete er in Nürnberg seinen ersten großen Parteitag nach der Neugründung, an dem 15000-20000 Menschen teilnahmen NSDAP entwickelte sich zur Massenpartei

· Als Antwort darauf entwickelten sich auch linke Kampfverbände: das „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und seitens der Kommunisten der „Rote Frontkämpferbund“

Der Ausklang der Konsolidierung
· Landtagswahlen 1928: Held wurde wiedergewählt; die BVP nahm die SPD trotz deren Stimmenzuwachs nicht in die Koalition auf, SPD blieb isoliert

· Weiterhin Protest Bayerns gegen den Berliner Zentralismus

· 1929 breitete sich in Bayern der „Stahlhelm“, ein rechtsextremer Veteranen- und Kampfbund zur Erhaltung des Wehrgedankens aus

· 1929 wurde die Reparationsfrage im Young-Plan geregelt ( gab den Gegnern der Erfüllungspolitik neue Munition, die „Zinsknechtschaft“ der Deutschen anzuprangern

· Die BVP stimmte im Reichstag gegen den Young-Plan, weil sie befürchtete, damit würde die Finanzsanierung und damit die Eigenständigkeit der Länder eingeschränkt werden ( die BVP verließ die Große Koalition, deren Tage nunmehr gezählt waren

· Am 24. Okt. 1929 „Schwarzer Freitag: Börsenkrach in New York ( Ende der „Goldenen Zwanziger Jahre“ und Beginn einer weltweiten Wirtschaftskrise 
Die Wirtschaftskrise und die Präsidialregierungen
· In Berlin regierte der Zentrumspolitiker Heinrich Brüning ohne parlamentarische Mehrheit mit Hilfe von Notverordnungen des Reichspräsidenten nach Art. 48 RV

· 1930 und 1931 setzte das Reich Höchstgrenzen für Landessteuern fest, griff in den Finanzausgleich zw. Ländern und Gemeinden ein und kürzte die Länderanteile am Aufkommen der Einkommen- und Körperschafts- sowie Kfz-Steuer

· Bayern reichte daraufhin Klage ein ( Zugeständnisse 

· Der bayer. Regierung wurde die Gefahr bewusst, die von der Praxis der Notverordnungen für die Selbstständigkeit der Länder ausging ( forderte „die Beachtung der geltenden und die Wiederherstellung der verletzten Reichsverfassung“ 

Kabinett Held verliert die Unterstützung der Landtagsmehrheit 
· Bayer. Regierung griff in ihrem Machtbereich selbst zur Notverordnung: zur Verminderung des Haushaltsdefizits wurde entgegen der Mehrheit der Abgeordneten, v.a. des Bauernbundes, eine Schlachtsteuer eingeführt

· Bauernbund verließ die Koalition und erzwang zusammen mit SPD und NSDAP die Wiederaufhebung der Verordnung 
( obwohl die Regierung Held für diesen Fall den Rücktritt angekündigt hatte, blieb sie geschäftsführend im Amt

Der Aufstieg der Nationalsozialisten während der Wirtschaftskrise
· Reichstagswahlen am 14. Sept. 1930: Nationalsozialisten errangen 107 Sitze (statt bisher 12) und wurden zweitstärkste Fraktion nach der SPD
· Triumph für die NSDAP, als ihr 1931 der bisher von der DDP und SPD unterstützte Lindauer Oberbürgermeister Sieber beitrat (  2 Jahre später bayer. Ministerpräsident

· Versuche zur Eindämmung des Nationalsozialismus: z.B. bildete auch das „Reichsbanner“ paramilitärische Schutzformationen im Grünhemd
· Im Sommer 1931 entschloss sich die Staatsregierung zu einem entschiedeneren Vorgehen gegen die Nationalsozialisten ( am 4. Juli ließ sie das „Braune Haus“ von der Landespolizei besetzen und Parteiakten beschlagnahmen ( 6 Tage später allgemeines Uniformverbot für politische Aufzüge

· Bankenkrise im Juli 1931: alle Banken und Sparkassen blieben wegen Zahlungsunfähigkeit geschlossen, zahlreiche Betriebe mussten schließen, die Staatsschuld betrug über eine halbe Milliarde RM, neue Auslandsanleihen waren nicht mehr erhältlich, hohe Arbeitslosenrate, Gehaltskürzung der Beamten
· Reichspräsidentenwahl am 13. März 1932: zur Wahl der 84-jährige Hindenburg oder Hitler (Sieg Hindenburgs mit absoluter Mehrheit in Stichwahl

· Wenige Tage später erließ er ein Verbot der SA und SS 
· Landtagswahlen am 24. April 1932: BVP 45 Sitze, NSDAP 43, SPD 20, Bauern- und Mittelstandsbund 9, KPD 8, Mittelpartei 3 ( Regierungskoalition aus BVP und Mittelpartei bleib weiterhin ohne parlamentarische Mehrheit 

Unter der Regierung Papen
· Am 30. Mai 1932 wurde Brüning zum Rücktritt gezwungen ( sein Nachfolger Papen

· Spannungen innerhalb der BVP ( keine Beteiligung an der Reichsregierung mehr
· Reichsregierung hob mittels einer Notverordnung Brünings SA- und SS-Verbot auf ( Zuständigkeitsstreit zwischen München und Berlin, da die bayer. Regierung weiter an ihrem Verbot von Uniformen sowie polit. Versammlungen und Aufmärschen festhielt 

· Als die NSDAP-Abgeordneten im Braunhemd im Landtag erschienen, wurden sie des Saales verwiesen ( dadurch ausgelöste Tumulte im Landtag und Straßenprügeleien
· Am 24. Juni ließ die bayer. Regierung die SA-Uniform unter Einspruch vom Reichsgericht wieder zu und kam damit einer entsprechenden Reichsnotverordnung zuvor, die u.a. auch zur Rückgabe der beschlagnahmten NS-Akten aufforderte

· Bayern versuchte, sich auf die neue Situation einzustellen, indem sie die „Bayernwacht“ als regierungstreuen Selbstschutz ausbaute
· Am 20. Juli 1932 „Preußenschlag“ Papens: Beseitigung der geschäftsführenden preußischen Regierung mittels Notverordnung 
· Papen schuf somit die Grundlagen für das Vorgehen Hitlers gegen die ihm unliebsamen Länder im Frühjahr 1933 ( Gleichschaltung

· Reichstagswahlen im Juli 1932: die BVP wurde mit 32,4% erstmals von den Nationalsozialisten mit 32,9% überrundet, die auch auf Reichsebene mit 37,3% stärkste Partei wurde

· In den Reichstagswahlen vom November 1932 fiel die NSDAP mit 30,5% in Bayern wieder hinter die BVP zurück ( Wahlschlappe der NSDAP mit nur 33,1% auf Reichsebene ( Einbruch des unaufhaltsamen Aufstiegs des Nationalsozialismus

· „Verpreußung des Reichs“ ( um dem Einhalt zu gebieten, rangen die Länder der Reichsregierung eine „Übereinkunft“ ab, die den bundesstaatlichen Charakter des Reiches bestätigte 

Unter der Regierung Schleicher

· Kein Kurswechsel beim neuen Reichskanzler Kurt v. Schleicher ( regierte ähnlich wie sein Vorgänger mit Hilfe des Reichspräsidenten an den Parlamentsparteien vorbei

· Hoffnung auf Zügelung der NSDAP durch Zugeständnisse
Die nationale Revolution
· Am 30. Jan. 1933 ernannte Hindenburg Hitler zum Reichskanzler einer Regierung aus NSDAP, DNVP und Stahlhelm 

· Nationalsozialisten stellten klar, dass die „nationale Revolution“ ein Systemwechsel war ( eine für den 5. März angesetzte Reichstagswahl sollte das neue Regime bestätigen 
· Proteste von links, v.a. von KPD

· Bayern befürchtete, auch bald nach preußischem Vorbild einen Reichskommissar zugeteilt zu bekommen, aber beruhigende Zusicherungen seitens Hindenburgs und Papens (Vizekanzler)

Die Monarchie als letzter Trumpf?

· Als letzten Trumpf gegen Zentralismus und Diktatur in Berlin glaubte man, die Wiederaufrichtung der Monarchie, etwa in Form einer königlichen Staatspräsidentschaft, ausspielen zu können ( Kronprinz Rupprecht als König 
· Rupprecht ließ von Held erfahren, ob er nicht nur einer Einsetzung Rupprechts als Staatspräsident oder Generalstaatskommissar zustimmen würde, sondern auch einer Königsproklamation ( Held zögerte, da dies nicht durch die Verfassung gedeckt sei, Schäffer dachte allerdings diesbezüglich an eine Gesetzesänderung
· Held antwortete mit dem Vorbehalt, das gesamte Ministerium müsse vom Generalstaatskommissar im Amt belassen werden und eine Neubildung der Regierung müsse allein beim Landtag verbleiben ( Bedingung lehnte Rupprecht ab
· Am 26. Feb. ließen Auer und Hoegner Held wissen, die SPD werde sich mit der bayer. Monarchie als dem gegenüber dem Nationalsozialismus kleineren Übel abfinden
· Am Abend des nächsten Tages brannte der Reichstag ( Reichstagsbrandverordnung, durch die der NS-Terror mit einer Scheinlegalität ausgestattet wurde
· Hitler zitierte Held zum 1. März in die Reichskanzlei ( er drohte mit dem Einsatz der Reichswehr, falls die Königsfrage weiter verfolgt werde

( Bayern war – gut eine Woche vor der braunen Machtübernahme in München – wehrlos geworden

Fazit:

Innenpolitik
· Um nach den Unruhen der Revolution wieder Ordnung herzustellen, ging die bayer. Regierung hauptsächlich gegen Linke vor ( Rechtsruck 
· Als man die Gefahr von Rechts erkannte, war es schwer gegen sie vorzugehen, da sich die Parteien untereinander nicht einig waren
· Teilschuld am Erstarken der rechten Kräfte, da Verbote immer wieder geschickt umgangen wurden oder das Reich die Aufhebung von Verboten durchsetzte
Außenpolitik

· Die Weimarer Verfassung schränkte die Selbständigkeit der Länder stark ein
· Verhältnis zum Reich meist angespannt, da die bayer. Regierung ständig um Föderalismus und eine eigenständige Finanzverwaltung kämpfte und auf Grund der rechtsorientierten bayerischen Politik
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